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Editorial

Wie jedes Jahr treten auch zum Jahreswechsel 2017 wie-
der wichtige Steueränderungen und -reformen in Kraft.

So werden ab dem neuen Jahr die Fristen zur Abgabe von
Steuererklärungen verlängert. Gleichzeitig trifft es den Steu-
erpflichtigen aber auch härter, wenn er seine Steuer-
erklärung innerhalb der gesetzten Frist nicht abgibt.

Mit dem Jahreswechsel ändern sich auch die Anforderun-
gen an Registrierkassen. Ab dem 1. Januar 2017 dürfen
nur noch elektronische Kassen eingesetzt werden, die alle
Einzelumsätze aufzeichnen und für mindestens zehn Jahre
unveränderbar abspeichern können.

 

Eine der bedeutsamsten Änderungen für 2017 wurde erst
kürzlich mit der Einigung zur Reform der Erbschaft- und
Schenkungsteuer im Vermittlungsausschuss von Bundestag
und Bundesrat in Gang gesetzt. Hier ergeben sich vor allem
Änderungen bei der Verschonung des Betriebsvermögens.
Was die Reform ändert und welche Auswirkungen dies auf
Unternehmer hat lesen Sie in unserer Rubrik für Unterneh-
mer. 

 

Mit freundlichen Grüßen
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FÜR UNTERNEHMER

Steuergesetze – das wird sich ab 2017 
ändern
Ab dem 1. Januar 2017 und im weiteren Verlauf des Jah­
res treten zahlreiche Steueränderungen in Kraft. Grundla­
ge dafür  ist das Gesetz zur Modernisierung des Besteu­ 
erungsverfahrens.  Dahinter  steht  in  erster  Linie  die Ab­
sicht,  die  Effizienz  des  Verfahrens  durch  einen  verstärk­
ten Einsatz der Informationstechnologie zu steigern.

Die  wichtigsten  Änderungen  im  Steuergesetz  sind  die 
Verlängerung der Abgabefrist für die Steuererklärung, die 
Festsetzung eines Verspätungszuschlags und eine mög­
lichst beleglose Bearbeitung. Steuererklärungen sollen so 
in Zukunft automatisiert geprüft und nur bei Auffälligkeiten 
manuell kontrolliert werden.

Verlängerung der Fristen für Steuererklärungen
Neue  Fristen  ab  dem  Steuerjahr  2017  gelten  für  alle 
Steuererklärungen: Für Steuerpflichtige ohne Steuerbera­
ter gilt der 31. Juli des Folgejahres. Bei Erstellung der Er­
klärungen  durch  den  Steuerberater  gilt  künftig  eine  Frist 
zur Abgabe  der  Erklärung  bis  zum  28./29.  Februar  des 
übernächsten Jahres. Steuererklärungen für 2017 würden 
folglich am 28./29. Februar 2019 fällig.

Zusammen  mit  der  Fristverlängerung  wurden  auch  die 
Verspätungszuschläge  verschärft.  Ausschlaggebend  ist 
dabei  nur  noch  das  Nicht­Einhalten  des Abgabetermins. 
Wer zu spät kommt, wird  für  jeden angefangenen Monat 
der Verspätung mit 0,25 % der Steuernachzahlung in die 
Pflicht genommen.

Über  den Antrag  auf  Erteilung  einer  verbindlichen Aus­
kunft  soll  innerhalb  von  sechs  Monaten  ab  Eingang  des 
Antrags bei der zuständigen Finanzbehörde entschieden 
werden;  kann  die  Finanzbehörde  nicht  innerhalb  dieser 
Frist  über  den Antrag  entscheiden,  ist  dies  dem Antrag­
steller unter Angabe der Gründe mitzuteilen.

Beleglose  Steuererklärungen  –  Computer  übernehmen  zu­

künftig die Bearbeitung 
Steuererklärungen  werden  zukünftig  in  einem  automati­
sierten Verfahren per Computer bearbeitet und Bescheide 
elektronisch  versandt.  Das  setzt  voraus,  dass  zukünftig 
Erklärungen  auch  nur  noch  vollständig  elektronisch  ein­
gereicht  werden.  Belege  müssen  zusammen  mit  der 
Steuererklärung  nicht  mehr  zwingend  vorgelegt  werden. 
Die Belegvorhaltepflicht ersetzt die Pflicht zur Belegvorla­
ge. So soll ein wesentlicher Rationalisierungseffekt erzielt 
werden. Das Finanzamt kann die Unterlagen aber bei Be­
darf weiterhin anfordern.

Die  Software  zur  Bearbeitung  ist  mit  einem  Risikoma­
nagementsystem ausgestattet.  „Mogeln“  ist dabei  künftig 
kaum  noch  möglich,  denn  die  Software  zieht  in  Zukunft 
auch automatisch alle Angaben von Arbeitgebern, der So­
zialversicherung, Lohnersatzleistungen,  in­ und ausländi­
schen Banken usw. Unklare Fälle werden herausgefiltert 
und dann von Hand geprüft. 

Steuerpflichtige  können  ihre  Steuerbescheide  zukünftig 
elektronisch abrufen und die über sie gespeicherten Da­
ten  gegebenenfalls  auch  direkt  korrigieren.  Einspruchs­
entscheidungen  sowie  Außenprüfungsanordnungen  (Be­ 
triebs­,  Umsatzsteuersonder­  oder  Lohnsteueraußenprü­
fung)  werden  zukünftig  auch  auf  elektronischem  Weg 
möglich sein.

Steuerliche Anforderungen an Regis­
trierkassen ab 2017 

Vom  1.  Januar  2017  an  dürfen  nur  noch  elektronische 
Kassen  eingesetzt  werden,  die  alle  Einzelumsätze  auf­
zeichnen  und  für  mindestens  zehn  Jahre  unveränderbar 
abspeichern  können.  Vorhandene  digitale  Kassen  müs­
sen spätestens bis Jahresende 2016 auf den geforderten 
technischen  Stand  aktualisiert  werden.  Von  Seiten  des 
Gesetzgebers besteht dabei keine Festlegung auf ein be­
stimmtes Kassenmodell oder eine bestimmte Software. 

Die  von  einem  Kassensystem  erzeugten  Daten  müssen 
zukünftig  jederzeit  verfügbar,  unverzüglich  lesbar  sowie 
maschinell auswertbar sein. Alle Daten müssen  für Prüf­
zwecke  in  einem  elektronisch  auswertbaren  Format  be­
reitstehen.  Eine  elektronisch  geführte  Kasse  muss 
manipulationssicher alles  lückenlos aufzeichnen. Zur Do­
kumentation  der  Einzelaufzeichnungen  gehören  Datum, 
Zeit,  Bediener/Verkäufer, Artikelbezeichnung, Anzahl  und 
Einzelpreis sowie Gesamtpreis. Das Löschen von Einzel­
bons  zugunsten  von  Tagessummenbons  ist  unzulässig. 
Die alleinige Aufbewahrung der Z­Bons auf Papier  reicht 
nicht mehr aus. 

Um die Manipulationssicherheit zu gewährleisten,  fordert 
der Gesetzgeber eine zertifizierte technische Sicherheits­
einrichtung,  bestehend  aus  einem  Modul,  einer  digitalen 
Schnittstelle und einem Speichermedium. In Kombination 
soll  es  damit  praktisch  unmöglich  werden, Aufzeichnun­
gen im Kassensystem zu fälschen.

Offene  Ladenkassen,  sogenannte  „Schubladenkassen“, 
wie sie auf Märkten verwendet werden, sind auch zukünf­
tig  erlaubt.  Da  hier  ein  erhöhtes  Betrugsrisiko  besteht, 
sollten die Nutzer solcher Kassen besonders auf den täg­
lichen,  fortlaufend  nummerierten  Kassenbericht  achten. 
Dabei werden die Tageseinnahmen durch Rückrechnung 
(retrograd) aus dem gezählten Kassenbestand richtig und 
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nachvollziehbar ermittelt (Kassensturzfähigkeit). 

Die  Unterzeichnung  mit  Datum  und  Uhrzeit  sollte  nach 
Geschäftsschluss  erfolgen  und  das  Tagesergebnis  im 
Kassenbuch  vermerkt  werden.  Grundsätzlich  sind  alle 
steuerlich  relevanten  Einzeldaten  vollständig  zehn  Jahre 
lang im elektronischen Kassensystem aufzubewahren. 

Werden  eine  oder  mehrere  Registrierkassen  (auch  Ne­
benkassen) genutzt? Dann gehört dazu eine Verfahrens­
dokumentation  mit  Anzahl  und  Fabrikat  der  Kassen. 
Kaufbelege  zur  Kasse,  Bedienungsanleitung  und  Pro­
grammierhinweise,  Einrichtungs­  und  Programmierproto­
kolle  sollten  bei  einer  Prüfung  bereitliegen.  Aus  der 
Verfahrensdokumentation  sollten  Nachweise  über  Voll­
ständigkeit, Sicherheit des Aufzeichnungsverfahrens, Ein­
haltung von Aufbewahrungsfristen und Kassenberechtigte 
vorliegen. 

Voraussichtliche Änderungen durch das 
Bürokratieentlastungsgesetz II
Am 3. August 2016 hat das Bundeskabinett den „Entwurf 
eines Zweiten Gesetzes zur Entlastung insbesondere der 
mittelständischen Wirtschaft von Bürokratie“ beschlossen. 
Damit  sollen  insbesondere  kleinere  Betriebe  entlastet 
werden. 

Voraussichtliche Änderungen zum 1. Januar 2017:
Die Aufbewahrungsfristen für erhaltene Lieferscheine sol­
len bereits mit dem Erhalt der Rechnung enden. Für ver­
sandte  Lieferscheine  soll  die  Aufbewahrungsfrist  mit 
Versand der Rechnung enden.

Sofern die abzuführende Lohnsteuer mehr als 1.080 EUR 
beträgt,  aber  nicht  mehr  als  5.000  EUR,  soll  nur  noch 
quartalsweise  eine  Lohnsteueranmeldung  abzugeben 
sein.

Die  Wertegrenze  für  Kleinstbetragsrechnungen  in  §  33 
UstDV soll von derzeit 150 EUR auf 200 EUR steigen. 

BilRUG: Erleichterungen bei der Erstel­
lung des Jahresabschlusses
Für den Jahresabschluss zum 31. Dezember 2016 ist das 
Bilanzrichtlinie­Umsetzungsgesetz (BilRUG) erstmals ver­
pflichtend  anzuwenden.  Es  beinhaltet  zahlreiche  Neue­
rungen, mit denen sich die Unternehmen vertraut machen 
sollten, um gegebenenfalls mit bilanzpolitischen Maßnah­
men  reagieren zu können, um Überraschungen am Jah­
resende zu vermeiden.

Konkrete Erleichterungen ergeben sich hinsichtlich

­ der Gliederung sowie

­ des Umfangs der Anhangangaben,

­ der Offenlegung

­ und durch Entfall der Prüfungspflicht.

Neufassung  Schwellenwerte  zur  Klassifizierung  von  KapG 

nach § 267 HGB 
Kleine KapG: ≤ 6 Mio. EUR Bilanzsumme, ≤ 12 Mio. EUR 
Umsatzerlöse, ≤ 50 Arbeitsnehmer 

Mittelgroße  KapG:  ≤  20  Mio.  EUR  Bilanzsumme,  ≤  40 
Mio. EUR Umsatzerlöse, ≤ 250 Arbeitnehmer 

Große KapG (bei Überschreitung der Schwellenwerte für 
mittelgroße KapG) 

Für  alle  Fragen  zur  Vorbereitung  Ihres  Jahresabschlus­
ses sollten Sie sich mit uns in Verbindung setzen.

Die Reform der Erbschaftsteuer

Mit der Entscheidung von Bundestag und Bundesrat wur­
de eine Reform des Erbschaft­ und Schenkungsteuerge­
setzes in Gang gesetzt. Hier die wichtigsten Änderungen 
und Regelungen im Überblick:

Regelverschonung des Betriebsvermögens
Der überwiegende Teil deutscher Firmenerben wird auch 
in Zukunft von der Erbschaftsteuer verschont, wenn er die 
Arbeitsplätze des Unternehmens erhält und sich an weite­
re Voraussetzungen hält:

­ Das Betriebsvermögen ist nicht größer als 
26 Mio. EUR.

­ Wird die Firma mindestens fünf Jahre weitergeführt, 
werden 85 % Erbschaftsteuer erlassen.

­ Auch auf die restlichen 15 % fällt keine Erbschaftsteu­
er an, wenn es sich hier um einen Betrag von maximal 
150.000 EUR handelt.

­ Wer seine Firma sieben Jahre hält, zahlt gar nichts.

Lohnsummenregelung
Für den Erhalt der Arbeitsplätze wird rechnerisch eine so­
genannte  Lohnsummenregelung  zu  Grunde  gelegt.  Bei 
Unternehmen  mit  bis  zu  drei  Beschäftigten  wird  auf  die 
Prüfung  der  Lohnsummenregelung  verzichtet.  Unterneh­
men mit einer Beschäftigtenzahl von vier bis zehn Mitar­
beitern müssen darauf achten, dass die Lohnsumme von 
250  %  der Ausgangslohnsumme  innerhalb  der  fünfjähri­
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Unternehmens mit dem Faktor 13,75 multipliziert, um den 
Unternehmenswert zu ermitteln. 

Das begünstigungsfähige Vermögen darf nicht aus mehr als 

20 % Bargeld bestehen
Die  beliebte  Steueroase  „Cash  GmbH“,  bei  der  Bargeld 
und  private  Vermögenswerte  steuergünstig  in  eine  Ge­
sellschaft  übertragen  werden,  ist  damit  am  Ende. Auch 
der missbräuchlichen Steuergestaltung durch die Bildung 
von Pensionsrücklagen wird ein Riegel vorgeschoben.

Erbt die Familie, gelten besondere Regeln
Familienunternehmen können unter bestimmten Umstän­
den einen „Vorab­Abschlag“ in Höhe von bis zu 30 % be­
antragen.  Bedingung  dafür  ist,  dass  der  Gesellschafts­ 
vertrag Regelungen enthält, die Gewinnentnahme, Verfü­
gungsmöglichkeiten  und  die  Höhe  von Abfindungen  bei 
Ausscheiden aus der Gesellschaft einschränken. 

Die  Anteilseigner  können  so  nicht  einfach  ihre  Anteile 
auslösen oder umschichten. Wer  raus will, muss 62,5 % 
des Gewinns im Unternehmen lassen und erhält für seine 
Anteile nicht den  tatsächlichen Marktwert, sondern weni­
ger ausgezahlt.

Was wird dem Privatvermögen zugerechnet?
Kunstgegenstände,  Kunstsammlungen,  Bibliotheken,  Ar­
chive,  Münzen,  Edelmetalle,  Edelsteine,  Briefmarken­
sammlungen,  Oldtimer,  Yachten  und  Segelflugzeuge 
werden  in  Zukunft  nicht  mehr  als  Gegenstände  des  Be­
triebsvermögens  angesehen.  Bei  der  Berechnung  der 
Erbschaftsteuer fallen sie unter „sonstige der privaten Le­
bensführung dienende Gegenstände“.

Vorab­Abschlag für Familienunternehmen
Unter  bestimmten  Voraussetzungen  gibt  es  aber  für  Fa­
milienunternehmen  einen  „Vorab­Abschlag“  in  Höhe  von 
bis zu 30 %. Hierfür müssen die Satzung oder der Gesell­
schaftsvertrag  bestimmte  Regelungen  enthalten,  die  die 
Gewinnentnahme, die Verfügungsmöglichkeiten sowie die 
Höhe  der Abfindung  im  Falle  des Ausscheidens  aus  der 
Gesellschaft  einschränken.  Um  Missbrauch  zu  verhin­
dern,  muss  die  Regelung  bereits  zwei  Jahre  vor  dem 
Übertragungszeitpunkt vorliegen und noch 20 Jahre nach 
dem Übertragungszeitpunkt bestehen bleiben.

Umsetzung von BEPS­Maßnahmen 
und der EU­Amtshilferichtlinie in 2017
In einem gemeinsamen Projekt haben sich die Mitglieder 
der OECD und der G20­Staaten in einem Projekt namens 
BEPS  zusammengetan,  um  die  missbräuchliche  Steuer­
gestaltung  mit  Gewinnkürzungen,  Gewinnverlagerungen 
und Verrechnungspreisen abzubauen. Damit das gelingt, 
sind umfangreiche Maßnahmen geplant, um insbesonde­
re Informationsdefizite der Steuerverwaltungen zu beseiti­
gen und die Transparenz der Besteuerung internationaler 
Konzerne zu stärken. 

Mit  den  Änderungen  der  EU­Amtshilferichtlinie  vom  8. 
Dezember 2015 und 25. Mai  2016 wurden diese BEPS­

gen Behaltensfrist nicht unterschritten wird. Bei mehr als 
zehn,  aber  nicht  mehr  als  15  Beschäftigten,  beträgt  die 
Lohnsumme 300 %.

Wer als Erbe sein Unternehmen mindestens sieben Jahre 
hält,  kann  mit  einer  10%igen  Verschonung  von  der  Erb­
schaftsteuer rechnen. Für den Sieben­Jahreszeitraum gilt 
dann  eine  Lohnsumme  von  mindestens  700  %  der  ur­
sprünglichen Ausgangslohnsumme.

Betriebsvermögen zwischen 26 und 90 Mio. EUR
pro Erben werden versteuert unter Berücksichtigung von 
besonderen  Verschonungsregeln.  Wenn  Erben  der  Auf­
fassung sind, dass sie mit der Zahlung der Erbschaftsteu­
er  überfordert  sind,  können  sie  eine  Bedürfnisprüfung 
beantragen.  Bei  der  Frage,  ob  die  26  Mio.  EUR  über­
schritten sind, werden alle Erwerbe – Schenkungen bzw. 
Erbschaften  –  von  der  gleichen  Person  in  den  letzten 
zehn Jahren addiert. Wird dabei die Grenze von 26 Mio. 
EUR  überschritten,  entfällt  rückwirkend  auch  der  Ver­
schonungsabschlag  für die Vorschenkungen. Ausgenom­
men sind davon Zuwendungen, die vor dem 1. Juli 2016 
erfolgten und wirksam geworden sind.

Die Steuer kann  teilweise oder vollständig erlassen wer­
den, wenn eine Bedürfnisprüfung ergibt, dass das verfüg­
bare  Vermögen  des  Erben  nicht  ausreicht,  um  die 
Erbschaftsteuer  zu  bezahlen.  Zum  verfügbaren  Vermö­
gen werden 50 % des gesamten nach dem ErbStG nicht 
begünstigten  Vermögens  gezählt.  Dazu  wird  neben  dem 
Privatvermögen das Verwaltungsvermögen addiert, wenn 
es mehr als 10 % des Unternehmenswertes beträgt. Zum 
Verwaltungsvermögen  gehören  z.  B.  fremd  vermietete 
Grundstücke,  Wertpapiere  und  Beteiligungen  an  Kapital­
gesellschaften mit einer Beteiligungsquote < 25 %. 50 % 
des  verfügbaren  Vermögens  müssen  für  die  Erbschaft­
steuerzahlung auf das begünstigte Betriebsvermögen ein­
gesetzt  werden,  eine  darüber  hinausgehende  Steu­ 
erschuld wird erlassen.

Wer  sein  Privatvermögen  zu  einer  Bedürfnisprüfung 
preisgeben  will,  kann  das  sogenannte Abschmelzmodell 
wählen. Dabei wird die Steuer auf das Firmenerbe schritt­
weise  erhoben. Ab  einem  Erwerb  des  begünstigten  Ver­
mögens  von  90  Mio.  EUR  fällt  jede  Form  des  Ver­ 
schonungsabschlags weg.

Stundung der Erbschaftsteuer 
Die  beschlossene  Reform  enthält  einen  Rechtsanspruch 
auf  Stundung  der  Erbschaftsteuer  auf  begünstigtes  Ver­
mögen  von  bis  zu  sieben  Jahren,  wenn  der  Erwerb  von 
Todes wegen erfolgt. In diesem Fall verläuft die Stundung 
zinslos  im ersten Jahr und erstreckt  sich auf die Steuer, 
die auf das begünstigte Vermögen unabhängig von des­
sen  Wert  entfällt.  Voraussetzung  ist  die  Einhaltung  der 
Lohnsummenregelung und der Behaltensfrist. 

Wie wird der Wert eines Unternehmens festgestellt?
Die  Nullzinspolitik  hat  das  bisher  gebräuchliche  Ertrags­
wertverfahren ad absurdum geführt. Der Vermittlungsaus­
schuss  vereinbarte  nun  eine  etwas  realistischere  Be­ 
wertungsformel. Danach werden Erträge und Werte eines 
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Empfehlungen  in der EU einheitlich  festgeschrieben, um 
gleiche steuerliche Wettbewerbschancen im Binnenmarkt 
zu  gewährleisten.  Diese  Änderungen  sind  in  nationales 
Recht umzusetzen.

Das  deutsche  EU­Amtshilfegesetz  soll  dahingehend  ge­
ändert  werden,  dass  ab  1.  Januar  2017  Informationen 
über  grenzüberschreitende  Tax  Rulings  automatisch  mit 
den  anderen  europäischen  Mitgliedstaaten  ausgetauscht 
werden können. Damit ist die Erwartung verbunden, dass 
Staaten  künftig  von  einer  Erteilung  solcher  Tax  Rulings 
absehen  werden,  weil  diese  den  anderen  betroffenen 
Staaten nicht verborgen bleiben. Weitere Änderungen für 
Unternehmen zu den Themen Einkommensteuer, Körper­
schaftsteuer  und  Gewerbesteuer  finden  Sie  ausführlich 
unter diesem Google­Shortlink: goo.gl/RwZ3YM.

GmbH – Kirchensteuer bei Gewinnaus­
schüttungen

Kapitalgesellschaften  sind  verpflichtet,  bei  Ausschüttun­
gen  automatisch  Kirchensteuer  einzubehalten,  wenn  die 
Gesellschafter  einer  steuererhebenden Religionsgemein­
schaft angehören. Insbesondere die Geschäftsführer von 
GmbHs  sind  aufgefordert,  einmal  jährlich  beim  Bundes­
zentralamt  für Steuern  (BZSt)  die Religionsgemeinschaft 
ihrer Gesellschafter und die Höhe des jeweiligen Kirchen­
steuersatzes abzufragen. 

Bitte bedenken Sie zur Einhaltung von Fristen, dass das 
Registrierungsverfahren Zeit in Anspruch nehmen kann.

Steuerliche Behandlung von Betriebs­
veranstaltungen und der Weihnachts­
feier
Der Freibetrag  für die Zuwendungen beträgt 110 EUR  je 
Betriebsveranstaltung  und  teilnehmendem Arbeitnehmer. 
Alle  zu  berücksichtigenden Aufwendungen  sind  zu  glei­
chen Teilen auf alle bei der Betriebsveranstaltung anwe­
senden  Teilnehmer  aufzuteilen.  Sodann  ist  der  auf  eine 
Begleitperson  entfallende Anteil  der Aufwendungen  dem 
jeweiligen Arbeitnehmer zuzurechnen. Für die Begleitper­
son ist kein zusätzlicher Freibetrag von 110 EUR anzuset­
zen. 

Beispiel:  Die  Aufwendungen  für  eine  Betriebsveranstal­
tung  betragen  10.000  EUR.  Der  Teilnehmerkreis  setzt 
sich aus 75 Arbeitnehmern zusammen, von denen 25 von 
je einer Person begleitet werden. Die Aufwendungen sind 
auf  100  Personen  zu  verteilen,  sodass  auf  jede  Person 
ein  geldwerter  Vorteil  von  100  EUR  entfällt.  Sodann  ist 
der  auf  die  Begleitperson  entfallende  geldwerte  Vorteil 
dem jeweiligen Arbeitnehmer zuzurechnen. 50 Arbeitneh­
mer haben somit einen geldwerten Vorteil von 100 EUR, 
der den Freibetrag von 110 EUR nicht übersteigt und da­
her nicht steuerpflichtig ist. Bei 25 Arbeitnehmern beträgt 
der  geldwerte  Vorteil  200  EUR;  nach Abzug  des  Freibe­
trags von 110 EUR ergibt sich für diese Arbeitnehmer ein 
steuerpflichtiger geldwerter Vorteil von jeweils 90 EUR.

Mehr dazu und Rechenbeispiele finden Sie im Schreiben 
des  Bundesfinanzministers  unter  diesem  Google­Short­
link: goo.gl/mPXCY0.

Steuerliche Maßnahmen zur Förderung 
der Hilfe für Flüchtlinge
Angesichts des anhaltenden Flüchtlingsstroms hat die Fi­
nanzverwaltung  viele  steuerliche  Maßnahmen  erlassen, 
die der Förderung der Hilfe für Flüchtlinge dienen sollen.

Zur  Förderung  und  Unterstützung  dieses  gesamtgesell­
schaftlichen Engagements bei der Hilfe für Flüchtlinge hat 
das  BMF  im  Einvernehmen  mit  den  obersten  Finanzbe­
hörden der Länder diverse Verwaltungsregelungen getrof­
fen.  Die  Regelungen  gelten  für  Maßnahmen,  die  vom
1. August 2015 bis 31. Dezember 2016 durchgeführt wer­
den und betreffen die folgenden Bereiche:

­ Spenden (Vereinfachter Zuwendungsnachweis),

­ Spendenaktionen von gemeinnützigen Körperschaften 
zur Förderung der Hilfe für Flüchtlinge,

­ Maßnahmen steuerbegünstigter Körperschaften zur 
Unterstützung von Flüchtlingen,

­ Steuerliche Behandlung von Zuwendungen aus dem 
Betriebsvermögen (Zuwendung als Sponsoring­Maß­
nahme),

­ Lohnsteuer (Arbeitslohnspende),

­ Aufsichtsratsvergütungen,

­ Umsatzsteuer,

­ Schenkungsteuer.

Das vollständige Schreiben  finden Sie über den nachfol­
genden Link auf den Internetseiten des BMF:

Google­Shortlink: goo.gl/91Rk4K

Quelle:  BMF,  Schreiben  vom  22.  September  2015,  IV  C  4  –  S 

2223/07/0015 :015

Künstlersozialabgabe sinkt
Unternehmen  müssen  im  kommenden  Jahr  weniger Ab­
gaben  für  die  Verwertung  künstlerischer  und  publizisti­
scher  Werke  zahlen.  Der  Abgabesatz  zur  Künstler­
sozialversicherung sinkt von aktuell 5,2 auf 4,8 %. 
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Laut Statistischem Bundesamt entspricht die Entwicklung 
der Tarifverdienste in diesem Zeitraum 4 %. Dabei ist die 
Tariferhöhung für den öffentlichen Dienst ab 1. März 2016 
eingerechnet. Dieser wird bei der nächsten Anpassung im 
Jahr  2018  ausgeklammert,  um  ihn  nicht  doppelt  anzu­
rechnen. 

Bis zum 31. Dezember 2016 läuft die Übergangsregelung 
aus,  die  erlaubt,  tarifvertraglich  vom  Mindestlohn  abzu­
weichen.  Übergangsweise  gelten  noch  in  der  Land­  und 
Forstwirtschaft,  im  Gartenbau  und  in  der  ostdeutschen 
Textil­ und Bekleidungsindustrie niedrigere Mindestlöhne. 
Spätestens zum 1.  Januar 2017 müssen die Beschäftig­
ten auch hier mindestens 8,50 EUR bekommen. 

Auch  die  Sonderregelungen  für  Zeitungsausträger  und 
Saisonkräfte enden am 31. Dezember. Ab dem 1. Januar 
2017 haben sie Anspruch auf brutto 8,50 EUR. Allerdings 
können Saisonarbeiter kurzfristig statt 50 bis zu 70 Tage 
pro  Jahr  sozialabgabenfrei  arbeiten. Diese Regelung gilt 
noch bis Ende 2018.

Entwicklung der Sozialversicherungs­
beiträge 2017
Der  Beitragssatz  der  Sozialen  Pflegeversicherung  steigt 
zum 1. Januar 2017 um 0,2 Prozentpunkte auf 2,55 bzw. 
2,8 % für Kinderlose (Zweites Pflegestärkungsgesetz).

Für die Beitragssätze zur Renten­ und Arbeitslosenversi­
cherung stehen  im Moment keine Änderungen an. Über­
raschungen  könnten  noch  aus  dem  Bundesarbeits­ 
ministerium  kommen.  Der  bevorstehende  Bundestags­
wahlkampf  und  die  geplante  Flexirente,  Mütterrente  und 
die  bessere  Finanzierung  der  Rentenkasse  könnten  zu­
mindest mittelfristig eine Erhöhung der Beiträge zur Folge 
haben.

Die  Beitragssätze  zur  Krankenversicherung  werden  sich 
wahrscheinlich nicht ändern. Der für die Berechnung des 
Faktors  F  in  der  Gleitzone  notwendige  durchschnittliche 
Zusatzbeitragssatz  in  der  gesetzlichen  Krankenversiche­
rung  wird  durch  das  Bundesministerium  für  Gesundheit 
bis  zum  1.  November  2017  festgelegt.  Der  Krankenkas­
sen­Zusatzbeitrag  steigt  2017  wieder  an.  Die  Kranken­
kassen rechnen mit einem Anstieg um 0,3 Prozentpunkte. 
Die Maßnahme sei notwendig, um die gestiegenen Kos­
ten  für  Hartz  IV­Empfänger  und  Flüchtlinge  zu  kompen­
sieren. Auch in der privaten Krankenversicherung wird es 
im Schnitt bis zu 11 % Beitragserhöhungen geben.

Der  Beschluss  zur  Festsetzung  des  Umlagesatzes  für 
das Insolvenzgeld für 2017 erfolgte durch den Bundesrat 
am  23.  September  2016.  Der  Umlagesatz  für  2017  be­
trägt 0,09 %.

Verjährungsfristen vor Ablauf von 2016 
überprüfen
Prüfen  Sie  jetzt  Ihre  Forderungen  auf  die  zum  31.  De­
zember 2016 anstehende Verjährung. Bei der regelmäßi­
gen Verjährungsfrist kommt es nicht darauf an, wann die 
Rechnung  erstellt  wurde.  Die  regelmäßige  Verjährungs­
frist beginnt mit dem Schluss des Jahres, in dem die For­
derung  entstanden  ist  und  der  Gläubiger  von  seinem 
Anspruch Kenntnis erlangt hat oder grob fahrlässig keine 
Kenntnis  erlangt  hat.  Die  Verjährung  tritt  in  der  Regel 
nach drei Jahren ein. 

Abweichend von dieser  regelmäßigen Verjährung gibt es 
aber auch andere Fristen. Beim Kauf  von Möbeln, Elek­
trogeräten, Kleidung etc. verfallen die Rechte schon nach 
zwei  Jahren,  bei  Baumängeln  hingegen  erst  nach  fünf. 
Sollten  Sie  noch  offene  Forderungen  haben,  sollten  Sie 
jetzt  aktiv  werden.  Denn  mit  Ablauf  des  31.  Dezember 
verjähren möglicherweise Ihre Ansprüche 

Umsatzsteuersatz für Lieferungen und 
innergemeinschaftliche Erwerbe von 
Fotobüchern 
Entsprechend  der  Durchführungsverordnung  (EU) 
2015/2254  der  Kommission  gilt  ein  Fotobuch  nicht  als 
Buch, „da die Ware nicht zum Lesen bestimmt ist“. 

Mit  Bezug  auf  die  umsatzsteuerrechtlichen  Konsequen­
zen der Durchführungsverordnung fallen also Lieferungen 
und  innergemeinschaftliche  Erwerbe  von  Fotobüchern 
unter  den  allgemeinen  Umsatzsteuersatz  (§  12  Abs.  1 
UStG). 

Die bei Büchern sonst übliche Steuerermäßigung ist folg­
lich  nicht  anwendbar.  Vorbehaltlich  verschiedener  Ein­
schränkungen  zum  UStG  wird  es  für  vor  dem  1.  Januar 
2017  ausgeführte  Lieferungen  und  innergemeinschaftli­
che Erwerbe von Fotobüchern auch für Zwecke des Vor­
steuerabzugs  des  Leistungsempfängers  nicht  bean­ 
standet,  wenn  der  Unternehmer  diese  Umsätze  dem  er­
mäßigten Steuersatz unterwirft. 

Quelle: BMF­Schreiben DOK 2016/0368010 

LÖHNE,  GEHÄLTER,  SOZIALVERSICHE­
RUNG

Entwicklung des Mindestlohns in 2017 
Die  Mindestlohn­Kommission  hat  einstimmig  beschlos­
sen,  den  gesetzlichen  Mindestlohn  ab  dem  1.  Januar 
2017 auf 8,84 EUR brutto je Zeitstunde festzulegen.

Die Mindestlohn­Kommission hat sich bei  ihrer Entschei­
dung am Tarifindex des Statistischen Bundesamtes orien­
tiert.  Der  Index  berücksichtigt,  welche  Tariferhöhungen 
von  Januar  2015  bis  einschließlich  Juni  2016  erstmals 
gezahlt werden. Maßstab dabei sind die  tariflichen Stun­
denlöhne (ohne Sonderzahlungen) und deren monatliche 
Entwicklung. 
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Beitragsbemessungsgrenzen 2017 Alte Bundesländer Neue Bundesländer

Kranken­ und Pflegeversicherung (jährlich) 52.200,00 EUR 52.200,00 EUR

Kranken­ und Pflegeversicherung (monatlich) 4.350,00 EUR 4.350,00 EUR

Renten­ und Arbeitslosenversicherung (jährlich) 76.200,00 EUR 68.400,00 EUR

Renten­ und Arbeitslosenversicherung (monatlich) 6.350,00 EUR 5.700,00 EUR

Knappschaftliche Rentenversicherung (jährlich) 94.200,00 EUR 84.000,00 EUR

Knappschaftliche Rentenversicherung (monatlich) 7.850,00 EUR 7.000,00 EUR

Bezugsgrößen 2017 Alte Bundesländer Neue Bundesländer

Kranken­ und Pflegeversicherung (jährlich) 35.700,00 EUR 35.700,00 EUR

Kranken­ und Pflegeversicherung (monatlich) 2.975,00 EUR 2.975,00 EUR

Renten­ und Arbeitslosenversicherung (jährlich) 35.700,00 EUR 31.920,00 EUR

Renten­ und Arbeitslosenversicherung (monatlich) 2.975,00 EUR 2.660,00 EUR

Übersicht Beitragsbemessungsgrenzen und Bezugsgrößen in der Sozialversiche­
rung 2017 
Das  Bundesministerium  für Arbeit  und  Soziales  legte  den  Referentenentwurf  zur  Sozialversicherungs­Rechengrößen­
verordnung 2017 am 5. September 2016 vor.
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stimmten Branchen in den ersten neun Monaten eine stu­
fenweise  Steigerung  des  Lohns  vor.    Leiharbeitnehmer 
erhalten dann bereits in den ersten Einsatzmonaten mehr 
Geld. 

Zweiter wichtiger Baustein  ist die Einführung einer Über­
lassungshöchstdauer von grundsätzlich 18 Monaten. Da­
mit  müssen  Leiharbeiternehmerinnen  und  Leiharbeit­ 
nehmer nach 18 Monaten, wenn sie weiterhin im gleichen 
Entleihbetrieb  arbeiten  sollen,  von  diesem  übernommen 
werden  oder  der  Entleiher  muss  die  Mitarbeiter  zurück­
nehmen.  Tarifpartner  in  den  einzelnen  Einsatzbranchen 
können  sich  durch  einen  Tarifvertrag  auf  eine  längere 
Überlassung einigen. 

Abgrenzung abhängiger von selbstständiger Tätigkeit 
Erstmals soll gesetzlich festgelegt werden, nach welchen 
Kriterien  im  Zuge  einer  „wertenden  Gesamtbetrachtung“ 
die  Abgrenzung  zwischen  abhängiger  Beschäftigung 
(= Arbeitsverhältnis)  und  selbstständiger Tätigkeit  vorge­
nommen wird. Damit soll der Missbrauch von Werkverträ­
gen verhindert werden. Nach dem (nicht abschließenden) 
Kriterien­Katalog soll ein Arbeitsverhältnis dann vorliegen, 
wenn jemand

­ nicht frei darin ist, seine Arbeitszeit oder die geschul­
dete Leistung zu gestalten oder seinen Arbeitsort zu 
bestimmen,

­ die Leistung überwiegend in Räumen eines anderen 
erbringt,

­ zur Erbringung der Leistung regelmäßig Mittel eines 
anderen nutzt,

Klare Regeln für Leiharbeit und Werk­
verträge

Das Bundeskabinett hat den Gesetzentwurf zur Bekämp­
fung  des  Missbrauchs  bei  Leiharbeit  und  Werkverträgen 
beschlossen.  Ziel  ist,  missbräuchliche  Umgehungen  des 
Arbeits­ und Sozialrechts durch vermeintliche Werkverträ­
ge zu verhindern. 

Die wichtigsten Regelungen im Einzelnen:

Leiharbeit
Wichtigste  Neuerung  ist  die  gesetzliche  Regelung  zu 
Equal Pay nach neun Monaten. Equal Pay bedeutet, dass 
Leiharbeitnehmerinnen  und  Leiharbeitnehmer  den  glei­
chen  Lohn  erhalten  wie  vergleichbare  Stammarbeitneh­
merinnen  und  Stammarbeitnehmer.  Bestehende  Bran­ 
chenzuschlagstarifverträge  sehen  bei  Einsätzen  in  be­

Voraussichtliche Sachbezugswerte (bundeseinheitlich)

Sachbezugswert für freie Verpflegung (monatlich) 241,00 EUR

Sachbezugswert Frühstück kalendertäglich 1,70 EUR

Sachbezugswert Mittagessen kalendertäglich 3,17 EUR

Sachbezugswert Abendessen kalendertäglich 3,17 EUR

Sachbezugswert für freie Unterkunft (monatlich) 223,00 EUR

Sachbezugswert für unentgeltliche oder verbilligte Überlassung einer Wohnung 
(monatlich je Quadratmeter) 3,92 EUR

Sachbezugswert für unentgeltliche oder verbilligte Überlassung einer Wohnung 
mit einfacher Ausstattung (monatlich je Quadratmeter) 3,20 EUR
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mittelt  werden.  Die  Erneuerbaren  Energien  sollen  sich 
dem  Wettbewerb  stellen.  Mit  den  Ausschreibungen  soll 
der Ausbau kosteneffizienter erfolgen. 

Bürgerenergiegesellschaften  werden  erstmals  im  Gesetz 
definiert und können unter erleichterten Bedingungen an 
den Ausschreibungen  teilnehmen. Außerdem  sind  kleine 
Anlagen  von  den  Ausschreibungen  ausgenommen.  De­
taillierte  Informationen  zur  Verordnung,  zum  Ausschrei­
bungsverfahren  und  zum  Thema  Mieterstrom  etc. 
erhalten Sie über die folgende Webseite: 
http://www.energiedialog.nrw.de.

Vermieter können Fahrten zum Mietob­
jekt absetzen
Vermieter  können  die  Fahrtkosten  zu  ihren  Mietobjekten 
mit einer Pauschale von 30 Cent je gefahrenem Kilometer 
als  Werbungskosten  oder  mit  den  tatsächlichen  Kosten 
absetzen.  Dies  gilt  beispielsweise  für  Fahrten  des  Ver­
mieters  zu  seinen  Mietobjekten  zu  Kontrollzwecken,  bei 
einem  Mieterwechsel,  zum  Ablesen  der  Zählerstände 
oder zur Eigentümerversammlung.

Probleme gibt es nur, wenn der Vermieter die Mietobjekte 
fast täglich aufsucht. Dann werden die Fahrten steuerlich 
lediglich  mit  der  Entfernungspauschale  berücksichtigt. 
Das  geht  aus  einem  im April  2016  veröffentlichten  Urteil 
des Bundesfinanzhofs (IX R 18/15) hervor. Vermieter soll­
ten  daher  gut  dokumentieren,  wann  und  wozu  sie  ihre 
vermieteten Immobilien aufgesucht haben.

LAND­ UND FORSTWIRTE

Mindestlohn in der Land­ und Forstwirt­
schaft 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer haben sich auf einen bun­
desweiten  Tarifvertrag  mit  einem  Stufenplan  für  einen 
Mindestlohn  in  der  Landwirtschaft  und  im  Gartenbau  an 
der unteren Lohngrenze verständigt. Danach müssen die 
Betriebe  ab  1.  Januar  2017  einen  Mindestlohn  von  8,60 
EUR  pro  Stunde  zahlen.  Ab  1.  November  2017  gelten 
dann 9,10 EUR.

Ausnahmen: Auszubildende,  Pflichtpraktikanten  und  frei­
willige Praktikanten bis zu 3 Monaten werden von der Re­

­ die Leistung in Zusammenarbeit mit Personen er­
bringt, die von einem anderen eingesetzt oder beauf­
tragt sind,

­ ausschließlich oder überwiegend für einen anderen 
tätig ist,

­ keine eigene betriebliche Organisation unterhält, um 
die Leistung zu erbringen,

­ Leistungen erbringt, die nicht auf die Herstellung oder 
Erreichung eines bestimmten Arbeitsergebnisses oder 
eines bestimmten Arbeitserfolges gerichtet sind,

­ für das Ergebnis seiner Tätigkeit keine Gewähr leistet.

HEILBERUFE

Pflegestufen werden durch Pflegegrade 
ersetzt

Das Pflege­Stärkungsgesetz II tritt mit zahlreichen Verän­
derungen  ab  2017  in  Kraft.  Die  Pflegestufen  werden  in 
2017  dann  durch  die  Pflegegrade  ersetzt.  Pflegegrad  1 
kommt  neu  hinzu.  Verschiedene  Leistungen,  wie Tages­ 
und Nacht­, Verhinderungs­ und Kurzzeitpflege, sind nun 
besser kombinierbar.

Wie  sich  Leistungen  für  die  ambulante  Pflege  (Pflege­
sachleistungen) und die Pflege zuhause durch Angehöri­
ge  (Pflegegeld)  zukünftig  gestalten,  informiert  das 
Dokument  des  Deutschen  Medizinrechenzentrums  DM­
RZ. 

Google­Shortlink: goo.gl/64VFWb 

BAUHERREN UND VERMIETER

Mit dem EEG 2017 ins nächste Jahr
Nur  zwei  Jahre  nach  Inkrafttreten  des  EEG  2014  wurde 
das  Erneuerbare­Energien­Gesetz  erneut  überarbeitet. 
Das Gesetz,  das am 08.  Juli  2016  im Bundestag verab­
schiedet wurde,  tritt am 01. Januar 2017  in Kraft und  ist 
ein Paradigmenwechsel: Die Vergütungshöhe des erneu­
erbaren  Stroms  wird  ab  2017  nicht  wie  bisher  staatlich 
festgelegt, sondern durch Ausschreibungen am Markt er­
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Betrag dann auf mehr als 6 Mrd. EUR ansteigen.

Familien sollen entlastet werden
Familien  und  Menschen  mit  geringem  Einkommen  profi­
tieren von den Regelungen besonders: Für Geringverdie­
ner  wird  der  Kinderzuschlag  um  10  EUR  monatlich 
angehoben. Auch das Kindergeld steigt  in den kommen­
den beiden Jahren – um jeweils 2 EUR.

Als  Folgerung  aus  dem  Existenzminimumbericht  erhöht 
die Bundesregierung zudem die steuerlichen Freibeträge 
für Erwachsene und Kinder.

Das Wichtigste in Zahlen:

Spielräume für mittlere Einkommen
Um  die  sogenannte  kalte  Progression  auszugleichen, 
wird  der  gesamte  Steuertarif  an  die  Inflationsrate  ange­
passt. Das kommt allen Steuerzahlern zugute.

Quelle: PM Bundesregierung

Lohnsteuer­Ermäßigung – Freibeträge 
gelten für zwei Jahre
Arbeitnehmer  müssen  Lohnsteuer­Freibeträge  nur  noch 
alle  zwei  Jahre  neu  beantragen.  Ändern  sich  innerhalb 
der  zwei  Jahre  die  Ausgangsdaten  für  die  Freibeträge, 

gelung ausgenommen.

Bei  Saisonarbeitern  kann  eine Anrechnung  der  von  den 
Arbeitgebern gewährten Kost und Logis auf den Mindest­
lohn erfolgen.

Die  Laufzeit  des  Tarifvertrages  geht  bis  Ende  2017.  Er­
gänzend  wird  durch  das  Tarifautonomiestärkungsgesetz 
die Möglichkeit der sozialversicherungsfreien kurzfristigen 
Beschäftigung  von  50  auf  70  Tage  ausgeweitet.  Diese 
Ausweitung gilt bis einschließlich 2018.

Jagdgenossenschaften und Umsatz­
steuer 
Die Verpachtung einer Jagd wird derzeit noch als Vermö­
gensverwaltung  beurteilt,  die  Jagdgenossenschaft  wird 
damit nicht unternehmerisch tätig. 

Die  Regelungen  zur  Unternehmereigenschaft  von  juristi­
schen  Personen  des  öffentlichen  Rechts  wurden  inzwi­
schen  jedoch  neu  gefasst  und  §  2b  UStG  mit  Wirkung 
vom 1. Januar 2016 neu eingefügt. 

Die Folge: Umsätze der Vermögensverwaltung sind dann 
der  unternehmerischen  Tätigkeit  der  juristischen  Person 
des öffentlichen Rechts zuzurechnen. Die Jagdgenossen­
schaft wird mit der Verpachtung der Jagd zum Unterneh­
mer  und  die  Verpachtung  der  Jagd  unterliegt  mit  dem 
Regelsteuersatz von 19 % der Umsatzsteuer.

Mehr  dazu  in  einem  Merkblatt  der  Bayerischen  Finanz­
verwaltung unter diesem Google­Shortlink: 
goo.gl/ZTQZGv

EINKOMMENSTEUER  UND  PERSÖNLICHE 
VORSORGE

Entlastung für Steuerzahler – Kinder­
geld und Kinderzuschlag steigen
Steuerzahlern bleibt ab dem kommenden Jahr mehr Net­
to vom Brutto. Kindergeld, Kinderzuschlag und Steuerfrei­
beträge  werden  angehoben,  die  kalte  Progression 
eingedämmt.  Das  Bundeskabinett  hat  die  nötigen  Rege­
lungen auf den Weg gebracht. Der Bundestag muss noch 
zustimmen.

Die Bundesregierung will Steuerzahler um 6,3 Mrd. EUR 
jährlich entlasten. Mehr als 2 Mrd. EUR Entlastungen wir­
ken bereits ab dem kommenden Jahr. Ab 2018 soll dieser 

aktuell
in EUR

ab 2017
in EUR

ab 2018
 in EUR

Grundfreibetrag 
und Unterhalts­
höchstbetrag

8.652 8.820 9.000

Kinderfreibetrag 4.608 4.716 4.788

Kindergeld
1. und 2. Kind
3. Kind
4. Kind und 
weitere

190
196
221

192
198
223

194
200
225

Kinderzuschlag max. 160 max. 170 max. 170
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Haushaltsnahe Beschäftigungen / 
Dienstleistungen / Handwerkerleistun­
gen absetzen
Für  haushaltsnahe  Beschäftigungsverhältnisse  und  für 
die Inanspruchnahme haushaltsnaher Dienstleistungen in 
Ihrem Privathaushalt ermäßigt sich die Einkommensteuer 
auf Antrag um folgende Beträge:

­ 20 % der Aufwendungen für eine geringfügige Be­
schäftigung (sogenannte Mini­Jobs), höchstens 510 
EUR,

­ 20 % der Aufwendungen für andere haushaltsnahe 
Beschäftigungsverhältnisse oder für die Inanspruch­
nahme haushaltsnaher Dienstleistungen fremder An­
bieter (z. B. Dienstleistungsagenturen), höchstens 
4.000 EUR.

Die  Steuerermäßigung  wird  auch  gewährt  für  die  Inan­
spruchnahme  von  Pflege­  und  Betreuungsleistungen  so­
wie  für Aufwendungen,  die  einem  Steuerpflichtigen  we­ 
gen  der  Unterbringung  in  einem  Heim  oder  zur  dauern­
den Pflege erwachsen, soweit darin Kosten für Dienstleis­
tungen  enthalten  sind,  die  mit  denen  einer  Hilfe  im 
Haushalt  vergleichbar  sind.  Bei  Heimunterbringung  oder 
bei  dauernder  Unterbringung  zur  Pflege  und  Betreuung 
ist Voraussetzung, dass das Heim oder der Ort der dau­
ernden Pflege in der Europäischen Union oder dem Euro­
päischen Wirtschaftsraum liegt.

Zu den haushaltsnahen Tätigkeiten, die im Rahmen eines 
begünstigten Beschäftigungsverhältnisses ausgeübt wer­
den können, gehören u. a. die Zubereitung von Mahlzei­
ten  im  Haushalt,  die  Reinigung  der  Wohnung  des 
Steuerpflichtigen,  die  Gartenpflege  und  die  Pflege,  Ver­
sorgung und Betreuung von Kindern, kranken, alten oder 
pflegebedürftigen Menschen. 

Zu den haushaltsnahen Dienstleistungen gehören nur Tä­
tigkeiten, die sonst gewöhnlich durch Mitglieder des priva­
ten  Haushalts  erledigt  werden,  für  die  eine  Dienst­ 
leistungsagentur oder ein selbstständiger Dienstleister  in 
Anspruch  genommen  wird  und  die  nicht  zu  handwerkli­
chen Tätigkeiten gehören (z. B. die Tätigkeit eines selbst­
ständigen  Fensterputzers  oder  Pflegedienstes).  Begüns­ 
tigt  sind  nur  die Arbeits­  und  Fahrtkosten  einschließlich 
der darauf entfallenden Umsatzsteuer, nicht die Material­
kosten.

Handwerkerleistungen in Privathaushalten
Für alle handwerklichen Tätigkeiten ermäßigt sich die Ein­
kommensteuer auf Antrag um 20 % des gezahlten Rech­
nungsbetrags, soweit dieser auf Arbeits­ und Fahrtkosten 
einschließlich der  darauf  entfallenden Umsatzsteuer  ent­
fällt, höchstens 1.200 EUR.

Begünstigt  sind  handwerkliche  Tätigkeiten,  die  von  Mie­
tern  und  Eigentümern  für  die  zu  eigenen  Wohnzwecken 
genutzte Wohnung in Auftrag gegeben werden, unabhän­
gig  davon,  ob  es  sich  um  regelmäßig  vorzunehmende 
Renovierungsarbeiten oder um Erhaltungs­ und Moderni­
sierungsmaßnahmen  handelt  (z.  B.  Arbeiten  an  Innen­ 

beispielsweise  durch  Erhöhung  der  Fahrtkosten,  können 
Sie  jederzeit  beim  Finanzamt  einen  Antrag  auf  Anpas­
sung der Freibeträge stellen. Sollten sich die Grunddaten 
verringern,  ist man allerdings zu einer Meldung beim Fi­
nanzamt verpflichtet. 

Die  Freibeträge  fließen  dann  in  die  Elstam­Datenbank 
und  die  Lohnsteuerfreibeträge  werden  dem  Arbeitgeber 
zum elektronischen Abruf zur Verfügung gestellt.

Regelsätze für Hartz IV steigen ab 2017

Menschen, die ihren Lebensunterhalt nicht selbst bestrei­
ten  können  und  auf  Grundsicherung  angewiesen  sind, 
sollen ab Januar 2017 mehr Geld erhalten. Der Regelsatz 
für Alleinstehende steigt dann um fünf EUR von 404 EUR 
auf  409  EUR  pro  Monat.  Die  Grundsicherung  für  Kinder 
zwischen sechs und 13 Jahren erhöht sich um 21 EUR. 

Für Paare soll es so statt 364 künftig 368 EUR pro Part­
ner  geben.  Die  größte  Steigerung  ist  allerdings  bei  den 
Sechs­ bis 13­Jährigen geplant: Sie erhalten ab kommen­
dem  Jahr  291  EUR  im  Monat.  Der  Regelsatz  für  Kinder 
bis zu sechs Jahren bleibt allerdings unverändert bei 237 
EUR  im  Monat.  Jugendliche  bis  18  Jahre  erhalten  vom 
nächsten Jahr an 311 statt bisher 306 EUR. Der Satz für 
unter  25­Jährige,  die  im  Haushalt  der  Eltern  wohnen, 
steigt von 324 auf 327 EUR.

Verbesserungen für Menschen mit Behinderung
Künftig  erhalten  nicht  erwerbsfähige  oder  behinderte  er­
wachsene  Sozialhilfeempfänger  100  statt  80  %  der 
Grundsicherung. 

Als Reaktion auf ein Urteil der Karlsruher Richter werden 
nun  allgemein  Kosten  für  Mobilität  angerechnet. 
Bundesministerin  für Arbeit und Soziales Andrea Nahles: 
„Wir  haben  uns  darauf  geeinigt,  Verbrauchsangaben  im 
ÖPNV  zu  berücksichtigen.“  Diese  seien  in  der  Berech­
nung nun eingeschlossen. (sas/21. September 2016)

Quelle: bundestag.de 
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Wertpapier  mehr.  Wer  also  noch  Tafelpapiere  „unterm 
Kopfkissen“ oder  im Safe  liegen hat, sollte sich bald da­
von  trennen, denn ab 1.  Januar 2017 verlieren sie  ihren 
Wert. 

Riester­Rente – Zum Jahreswechsel 
Verträge prüfen

Die private Altersvorsorge  im Rahmen der Riester­Rente 
wird  vom  Staat  gefördert.  Riester­Sparer  erhalten  jedes 
Jahr Grund­ und Kinderzulagen. Riester­Beiträge werden 
in  der  Steuererklärung  als  Sonderausgabe  geltend  ge­
macht. Um an die Riester­Zulagen  zu  kommen, müssen 
der  festgelegte  Eigenbeitrag  und  der  Mindestbetrag  ge­
leistet  sein.  Wenn  sich  das  eigene  Einkommen  oder  die 
persönlichen Lebensverhältnisse durch Familienzuwachs, 
Scheidung oder Jobverlust geändert haben, hat dies Aus­
wirkungen  auf  den  Eigenbeitrag  und  die  Förderung. 
Rückwirkende  Riester­Zahlungen  sind  ausgeschlossen. 
Deshalb den Vertrag überprüfen.

Freistellungsaufträge – wertlos ohne 
Steuer­ID­Nummer
Überprüfen  Sie  Ihre  Freistellungsaufträge  bei  der  Bank. 
Freistellungsaufträge  sind  seit  dem  1.  Januar  2016  un­
wirksam, wenn dem Kreditinstitut keine Steuer­Identifika­
tionsnummer  des  Gläubigers  der  Kapitalerträge  vorliegt. 
Das geht aus dem Einkommensteuergesetz hervor. Kon­
kret bedeutet das, dass auf alle Kapitalerträge des Bank­
kunden  Steuern  anfallen,  die  das  Kreditinstitut  direkt  an 
das Finanzamt abführt. 

Der Steuersatz liegt in der Regel bei 25 %, zuzüglich Soli­
daritätszuschlag  und  Kirchensteuer.  Ist  ein  gültiger  Frei­
stellungsauftrag  einschließlich  Steuer­ID  vorhanden, 
bleiben Kapitalerträge bis zu einer Höhe von maximal 801 
EUR  im  Jahr  steuerfrei,  bei  Ehepaaren  sind  es  jährlich 
1.602 EUR. 

Wichtig ist, dass Ehepaare auf einem gemeinsam gestell­
ten  Freistellungsauftrag  die  Steuer­IDs  beider  Eheleute 
eintragen.  Das  sieht  das  Einkommensteuergesetz  vor. 
Sonst ist der Auftrag ungültig.

WICHTIGER HINWEIS
Gesetze und Rechtsprechung ändern sich fortlaufend. Nutzen Sie deshalb 

unsere Briefe zur  Information. Bitte denken Sie aber daran, dass Sie vor 

Ihren  Entscheidungen  grundsätzlich  unsere  Beratung  in  Anspruch  neh­

men, weil wir sonst keine Verantwortung übernehmen können.

und Außenwänden, Erneuerung eines Bodenbelags, Mo­
dernisierung  des  Badezimmers,  Reparatur  von  Haus­
haltsgeräten  im  Haushalt,  Wartung  von  Heizungs­ 
anlagen). 

Auch Renovierungs­, Erhaltungs­ und Modernisierungsar­
beiten auf dem Grundstück, z. B. Garten­ und Wegebau­
arbeiten,  gehören  zu  den  begünstigten  Tätigkeiten. 
Öffentlich  geförderte  Maßnahmen,  für  die  zinsverbilligte 
Darlehen oder steuerfreie Zuschüsse in Anspruch genom­
men werden (z. B. der KfW­Bank,  landeseigener Förder­
banken oder Gemeinden), sind nicht begünstigt.

Die Steuerermäßigungen können jeweils nur in Anspruch 
genommen  werden,  soweit  die Aufwendungen  nicht  Be­
triebsausgaben oder Werbungskosten darstellen und so­
weit  sie  nicht  als  Sonderausgaben  oder  außerge­ 
wöhnliche  Belastung  berücksichtigt  worden  sind.  Eine 
Steuerermäßigung  für  Kinderbetreuungskosten  kommt 
nicht  in  Betracht,  wenn  die Aufwendungen  dem  Grunde 
nach als Sonderausgaben begünstigt sind. 

Für  die  Inanspruchnahme  der  Steuerermäßigung  für 
haushaltsnahe  Dienstleistungen  und  für  Handwerkerleis­
tungen  ist  Voraussetzung,  dass  der  Steuerpflichtige  für 
die Aufwendungen  eine  Rechnung  erhalten  hat  und  die 
Zahlung  auf  das  Konto  des  Erbringers  der  Leistung  er­
folgt ist.

Im Rahmen des Lohnsteuer­Ermäßigungsverfahrens kön­
nen  diese Aufwendungen  –  soweit  sie  nicht  von  dritter 
Seite (z. B. einer Versicherung) erstattet werden – in Hö­
he  des  vierfachen  Betrags  der  sich  daraus  ergebenden 
Ermäßigung als Freibetrag berücksichtigt werden.

Quelle: ofd.niedersachsen

SPARER UND KAPITALANLEGER

Garantiezins für Lebensversicherungen 
sinkt auf Rekordtief
Wer  von  2017  an  eine  Lebensversicherung  abschließt, 
bekommt nur 0,9 % Verzinsung garantiert. Das Finanzmi­
nisterium reagiert mit der Absenkung auf die anhaltenden 
Niedrigzinsen.  Für Altverträge  mit  einer  Rendite  von  bis 
zu 4 % ändert sich nichts.

Tafelpapiere werden per 31. Dezember 
2016 wertlos
Mit  dem  Begriff  „Tafelpapiere“  sind  vermutlich  allenfalls 
erfahrene Anleger  vertraut. Tafelgeschäfte  erfreuten  sich 
viele  Jahre  großer  Beliebtheit.  Bei  Tafelgeschäften  wur­
den die Wertpapiere – Anleihen, Aktien, Fondsanteile – in 
physischer Form an den Käufer ausgehändigt.

In die Kritik kamen Tafelpapiere, weil man sie anonym er­
werben  und  sich  gegen  Vorlage  eines  Coupons  die  Zin­
sen, respektive Dividenden, auszahlen lassen konnte. Bis 
Jahresende  müssen  jetzt Anleger  effektive  Fondsanteile 
in ein Depot einliefern, sonst verlieren diese ihre Handel­
barkeit.  Der  Besitzer  hätte  dann  kein  verkehrsfähiges 
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